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Information gemäß Artikel 13 der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) für 

Kunden des Standesamtes Tempelhof-Schöneberg von Berlin 

 

 

Nachfolgend gibt das Standesamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin bekannt, welche 

personenbezogenen Daten von Ihnen erhoben, wofür diese benötigt und wie sie 

verarbeitet werden. 

Zur Erfüllung der verschiedenen Aufgaben erheben die Standesämter diverse 
personenbezogene Daten. Sie führen verschiedene Personenstandsregister und die 
dazugehörigen Sicherungsregister (bis 2008 in Papierform, seit 2009 in elektronischer 
Form). Die für die Beurkundungen notwendigen Dokumente werden in Sammelakten 
aufbewahrt. 

Welche Daten gespeichert werden dürfen, wozu sie genutzt, an wen sie übermittelt 
und wie lange sie gespeichert werden dürfen, regeln im Einzelnen die folgenden 
rechtlichen Grundlagen: 

 Personenstandsgesetz (PStG) und die entsprechende Verwaltungsvorschrift 

 Personenstandsverordnung (PStV) 

 Landeshaushaltsordnung Berlin (LHO) 

 Einführungsgesetz zum Bürgerliches Gesetzbuch (EGBGB) 

 Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) 

 Gesetz über die Angelegenheiten der Vertriebenen und Flüchtlinge 
(Bundesvertriebenengesetz BVfG)  

 Verordnung zur Einrichtung eines zentralen elektronischen 
Personenstandsregisters 

 Gesetz über die Sicherung und Benutzung von Archivgut des Landes Berlin 
(Archivgesetz) 

 Bevölkerungsstatistikgesetz 

 Div. Internationale Abkommen 

  



 

 Verantwortlicher für die Datenverarbeitung: 

Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin 

Vertreten für das Amt für Bürgerdienste durch die Dezernent Herr Mathias Steuckardt 

Anschrift:  Tempelhofer Damm 165 

12099 Berlin 

Telefon: 030/ 90277 – 3501 

Email:  Matthias.Steuckardt@ba-ts.berlin.de 

 

 

 Beauftragter für den Datenschutz: 

Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin 

Der behördliche Datenschutzbeauftragte Herr  Mugler 

Anschrift:  Rathaus Schöneberg, John-F.-Kennedy-Platz, 10820 Berlin 

Raum 153 

Telefon: 030/ 90277 – 4746 

Email:  mugler@ba-ts.berlin.de 

 

 Ansprechpartner für den Fachbereich Standesamt: 

Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin 

Fachbereichsleitung Standesamt: Herr Gordon Holland 

Anschrift:  Rathaus Schöneberg, John-F.-Kennedy-Platz, 10820 Berlin 

Raum 133 

Telefon: 030/ 90277 – 2320 

Email:  holland@ba-ts.berlin.de 
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Zwecke und Rechtsgrundlagen der Verarbeitung personenbezogener Daten 

Das Standesamt darf personenbezogene Daten nur nach Maßgabe der aufgezählten 
Gesetze, sonstiger Rechtsvorschriften oder nach Einwilligung durch Betroffene  
erheben, speichern, übermitteln, verarbeiten oder nutzen. 
 
 
Aufgaben des Standesamtes in dessen Zuständigkeitsbereich: 
 
Beurkundungen von Geburten und Erstellen des entsprechenden Registereintrags, 
sowie dessen Fortführung 

 §§ 18 ff. PStG, § 36 PStG, §§ 9 bis 21 PStV, §§ 1591 ff. BGB 
 
Beurkundungen von Eheschließungen und Erstellen des entsprechenden 
Registereintrags, sowie dessen Fortführung 

 §§ 15 und 16 PStG, § 34 PStG, §§ 9 bis 21 PStV 
 
Beurkundungen von Sterbefällen und Erstellen des entsprechenden Registereintrags, 
sowie dessen Fortführung 

 §§ 28 ff. PStG, § 36 PStG, §§ 9 bis 21 PStV 
 
Anmeldung einer Eheschließung und Prüfung der Ehevoraussetzungen 

 §§ 12 und 13 PStG, §§1303 bis 1309 BGB 
 
Durchführung von Eheschließungen 

 § 14 PStG, §§ 1310 bis 1312 BGB 
 
Beurkundung von personenstandsrechtlichen Erklärungen 

 § 44 PStG, §§ 1591 ff. BGB 
 
Beurkundung von Namenserklärungen 

 §§ 42, 43 und 45 PStG, § 1355 BGB, Art. 47 und 48 EGBGB, §94 BVFG 
 

Ausstellen von Ehefähigkeitszeugnissen 

 § 39 PStG, div. internationale Abkommen 
 
Ausstellen von Geburts-, Ehe,- Lebenspartnerschafts- und Sterbeurkunden 

 §§ 55 ff. PStG, div. internationale Abkommen 
 
Ausstellen von beglaubigten Abschriften / Ausdrucken der jeweiligen Registereinträge 

 §§ 55 ff. PStG, §§ 48 bis 55 PStV, div. internationale Abkommen 
 

Führen der Sammelakten zu den einzelnen Einträgen in allen 
Personenstandsregistern 

 §§ 6 bis 9 PStG, § 22 PStV 
 
Erteilen von Auskünften aus den Sammelakten und aus dem Archivgut 

 §§ 62 ff. PStG, §§ 35 bis 55 PStV 
 

Erstellen von Mitteilungen über personenstandsrechtliche Änderungen an andere 
Behörden 



 § 68 PStG, §§ 56 ff. PStV, div. Internationale Abkommen 
 

Verarbeitung von Mitteilungen über personenstandsrechtliche Änderungen von 
anderen Behörden 

 §§ 16, 27 und 32 PStG, div. Internationale Abkommen 
 
 
 
Datenlieferung durch die Kund_innen: 
  
Zur Erfüllung dieser Aufgaben werden die unterschiedlichsten personenbezogenen 
Daten erhoben und gespeichert. Hierzu zählen insbesondere: 
 

 Namen 

 Geschlecht 

 Geburtsdaten 

 Sterbedaten  

 Daten zum Familienstand 

 Daten zur vorherigen Ehen und gleichgeschlechtlichen Lebenspartnerschaften 

 Daten zu den Abstammungsverhältnissen 

 Anschriften 

 Staatsangehörigkeiten 

 Änderungen des Familienstandes, des Geschlechts, des Namens usw. 
 

Welche Daten genau erhoben werden und in welcher Form die Speicherung erfolgt, 
ergibt sich aus den o.g. Rechtsgrundlagen. Die Daten müssen durch Vorlage 
entsprechender Originaldokumente und Unterlagen durch die Kund_innen 
nachgewiesen werden. 
 
 
Zur Vereinbarung von Terminen werden personenbezogene Daten erhoben und 
gespeichert. Dazu können insbesondere gehören: 
 

 Namen 

 Geschlecht 

 Anschrift 

 Familienstand 

 Staatsangehörigkeit 

 Abstammungsverhältnisse 

 Telefonnummer 

 Email  
 
Die Daten dienen zur Organisation der vereinbarten Termine. Die Daten bleiben bis 
zur abschließenden Bearbeitung des Termins gespeichert. Ohne Einwilligung zur 
Speicherung der Daten erfolgt keine Terminvereinbarung. Ein Widerruf führt zur 
Löschung des Termins.  
 
  



Datenerhebung durch das Standesamt: 
 
Das Standesamt erhebt zur Erfüllung der o.g. Aufgaben Daten bei anderen Stellen. 
Diese variieren im Einzelfall und werden nur erhoben, sofern eine Notwendigkeit 
vorliegt. Hierzu zählen insbesondere: 
 

 Meldebehörden (Auskünfte über Meldeverhältnisse, Familienstand, 
Staatsangehörigkeit, Geburt, Vorehen und deren Auflösungen) 

 Ausländerbehörden (Auskünfte über Staatsangehörigkeiten und den 
entsprechenden Aufenthaltsstatus, Identitäten) 

 Andere Standesämter im Inland (Ermittlung von Daten zu Geburt, Abstammung, 
Vorehen) 

 Standesämter im Ausland (Auskünfte über Ehefähigkeit oder Abstammung) 

 das Standesamt I in Berlin (Auskünfte über mögliche in der Vergangenheit 
erfolgten Beurkundungen im Ausland)   

 Staatsangehörigkeitsbehörden (Auskünfte zu Staatsangehörigkeiten und 
erfolgten Einbürgerungen) 

 Gerichte (Auskünfte über personenstandsrechtliche Verfahren) 

 Botschaften und Konsulate, sowie deutsche Auslandsvertretungen (Auskünfte 
zu Staatsangehörigkeit, Abstammung oder Namensführung) 

 Andere Landesarchive (Auskünfte aus dem Archivgut zur Fortführung der 
Personenstandsregister) 

 
 
Übermittlung und Empfang personenbezogener Daten an und von Dritten: 
 
Auch die Übermittlung personenbezogener Daten an Dritte ist in bestimmten Fällen 
gesetzlich vorgeschrieben. Zu Dritten zählen beispielsweise: 
 
Vorgeschriebene Mitteilungspflichten: 

 andere Standesämter im Inland 

 Standesämter und Zivilbehörden im Ausland 

 das Standesamt I in Berlin 

 Meldebehörden 

 Jugendämter 

 Ausländerbehörden 

 Konsulate 

 die zentrale Testamentsregister führende Registerbehörde 
 
Notwendiger Klärungsbedarf vor Beurkundung: 

 andere Standesämter im Inland 

 Standesämter und Zivilbehörden im Ausland 

 das Standesamt I in Berlin 

 Meldebehörden 

 Jugendämter 

 Ausländerbehörden 

 Konsulate 

 Bestatter 

 Krankenhäuser 

 Ärzte 



 
Vorlagepflichten und gerichtliche Verfahren: 

 Gerichte 

 Fachaufsichtsbehörde über die Berliner Standesämter 
 
Übermittlung personenbezogener Daten zu statistischen Zwecken: 

 Die für die Bearbeitung erhobenen Daten werden in anonymisierter Form  zu 
statistischen Zwecken verwendet. Die Daten dürfen hierfür an das Amt für 
Statistik Berlin-Brandenburg und an das Statistische Bundesamt übermittelt 
werden (§ 61 PStV und § 2 Bevölkerungsstatistikgesetz) 

 
Benutzung der Personenstandsregister und Ausstellen von Personenstandsurkunden: 

 Privatpersonen und juristische Personen, sofern diese dazu berechtigt sind 
oder ein rechtliches Interesse besteht 

 
 

Welche Daten übermittelt werden und in welcher Form diese Übermittlung erfolgt, 

ergibt sich aus den o.g. Rechtsgrundlagen. 

Eine Datenübermittlung für Zwecke der Werbung oder des Adresshandels ist jedoch 
grundsätzlich ausgeschlossen. 
 
 
 
Dauer der Speicherung 
 
Die Dauer der Speicherung personenbezogener Daten richtet sich nach dem Anlass 
der Erhebung und richtet sich nach den §§ 5 bis 7 PStG. Sie erfolgt sowohl in 
elektronischer, als auch in Papierform. 
 

 Notwendige Daten zur Beurkundung einer Geburt, der Erstellung des 
Registereintrags und dessen Fortführung werden 110 Jahre im Standesamt 
gespeichert. Anschließend werden die Daten durch das Landesarchiv Berlin 
gespeichert. 

 Notwendige Daten zur Beurkundung einer Eheschließung oder 
gleichgeschlechtlichen Lebenspartnerschaft, der Erstellung des 
Registereintrags und dessen Fortführung werden 80 Jahre im Standesamt 
gespeichert. Anschließend werden die Daten durch das Landesarchiv Berlin 
gespeichert. 

 Notwendige Daten zur Beurkundung eines Sterbefalls, der Erstellung des 
Registereintrags und dessen Fortführung werden 30 Jahre im Standesamt 
gespeichert. Anschließend werden die Daten durch das Landesarchiv Berlin 
gespeichert. 

 Die Speicherung der notwendigen Daten zur Beurkundung von 
Namenserklärungen, Vaterschaftsanerkennungen, Mutterschafts-
anerkennungen richtet sich nach der Fortführungsfrist des jeweiligen Registers. 
Anschließend werden die Daten durch das Landesarchiv Berlin gespeichert. 

 Notwendige Daten zur Ausstellung eines Ehefähigkeitszeugnisses werden 5 
Jahre im Standesamt gespeichert.  



 Notwendige Daten zur Anmeldung einer Eheschließung, deren Prüfung niemals 
abgeschlossen werden konnte, werden 5 Jahre im Standesamt gespeichert.  

 Notwendige Daten zur Anmeldung einer Eheschließung, die in einem anderen 
inländischen Standesamt durchgeführt wurde, werden 5 Jahre im Standesamt 
gespeichert.  

 Notwendige Daten zur Auskunft aus den Personenstandsregistern und 
Ausstellung von Urkunden werden 5 Jahre im Standesamt gespeichert.  

 Notwendige Daten aus allgemeinem Schriftverkehr werden 5 Jahre im 
Standesamt gespeichert.  
 

 
 
 
Betroffenenrechte 
 
Jede von der Datenverarbeitung betroffene Person hat neben den Regelungen im 
Personenstandsgesetz und der Personenstandsverordnung folgende Rechte nach der 
Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO): 
 
Löschung personenbezogenen Daten: 
 
Das Recht auf Löschung personenbezogener Daten ergibt sich aus Art. 17 DSGVO.  
 
 
Recht auf Auskunft, auf Berichtigung, auf Einschränkung der Verarbeitung Ihrer 
personenbezogenen Daten, auf Datenübertragbarkeit und Widerspruch; Widerruf 
einer Einwilligung; Beschwerde: 
 
Wenn Sie eine Auskunft zu den zu Ihrer Person gespeicherten personenbezogenen 
Daten wünschen, wenden Sie sich bitte an die_den Ansprechpartner_in des FB 
Standesamt. Sie können auch den Datenschutzbeauftragten zu Rate ziehen. Auf 
Wunsch wird Ihnen ein Auszug zu den zu Ihrer Person gespeicherten Daten zur 
Verfügung gestellt.  
 
Wenn Sie feststellen, dass zu Ihrer Person gespeicherte Daten fehlerhaft oder 
unvollständig sind, können Sie jederzeit die unverzügliche Berichtigung oder 

Vervollständigung dieser Daten verlangen (Art. 16 DSGVO) 
 
Unter den Voraussetzungen des Art. 18 DSGVO können Sie eine Einschränkung der 
Verarbeitung Ihrer Daten verlangen. Dies kommt z.B. dann in Betracht, wenn die 
Staatsangehörigkeitsbehörde die Daten nicht mehr länger benötigt, Sie diese jedoch 
zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigen 
und eine Löschung der Daten Ihre schutzwürdigen Interessen beeinträchtigen würde.  
 
Im Zusammenhang mit der Bearbeitung besteht kein Recht auf 
Datenübertragbarkeit nach Art. 20 DSGVO, da die Datenverarbeitung im 
Personenstandeswesen im öffentlichen Interesse liegt (vgl. Art. 21 Abs. 3 DSGVO). 
Es besteht auch kein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung 
personenbezogener Daten nach Artikel 21 Abs. 1 DSGVO, da 
personenstandsrechtliche Vorschriften die Verarbeitung von personenbezogenen 
Daten vorsehen. 



 
Sollten Ihre personenbezogenen Daten aufgrund Ihrer ausdrücklichen Einwilligung 
verarbeitet (d.h. insbesondere erhoben) worden sein, können Sie diese Einwilligung 
jederzeit nach Art. 7 Abs. 3 DSGVO widerrufen. Dadurch wird jedoch nicht die 
Rechtmäßigkeit der Verarbeitung Ihrer Daten bis zu Ihrem Widerruf berührt.  
 
Sollten Sie mit den Auskünften des Standesamtes bzw. mit der von ihr 
vorgenommenen Verarbeitung personenbezogener Daten nicht einverstanden sein, 
können Sie sich mit einer Beschwerde an die/den Landesdatenschutzbeauftragten 
als Aufsichtsbehörde wenden. 
 
Berliner Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit 
 
Friedrichstr. 219, 10969 Berlin 
 
mailbox@datenschutz-berlin.de 
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